
Griechenland:  Massenaktion
gegen den Rassismus!

Genoss_innen aus Großbritannien und
Österreich tragen ein Transparent mit
der Aufschrift „Greece Solidarity 2012“

Am 24.8. fand in Athen eine Demonstration statt, um gegen die regelmäßigen
rassistischen Übergriffe zu protestieren. Die Angriffe kommen sowohl von
der faschistischen Partei Chrysi Avgi (goldene Morgenröte), als auch von der
Polizei  (laut  Umfragen  haben  bei  den  letzten  Wahlen  über  50%  der
Polizist*innen Chrysi Avgi gewählt). Erst Anfang August wurden im Zuge der
Aktion „Xenios Zeus“ 6500 Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe verhaftet,
auf Verdacht sie könnten illegale Einwanderer*innen sein. Von diesen 6500
Menschen sollen nun 1500 abgeschoben werden.

Laut Polizeiberichten fanden sich etwa 3000 Menschen auf dem Omounia
Platz ein, um gegen Faschismus und Polizei zu demonstrieren. Wer dort war,
weiß allerdings, dass die Zahl der Teilnehmer*innen in Wirklichkeit mehr als
3 mal so groß war.

Wir von REVOLUTION waren mit einer Solidaritätsdelegation aus England
und Österreich  auch auf  der  Demo.  Damit  waren wir  eine  der  wenigen
Organisationen,  die an dem Tag auf der Straße waren.  Bis auf Antarsya
waren die anderen Arbeiter*innenparteien nicht oder nur als Einzelpersonen
auf der Demonstration trotz ihrer Unterschrift unter dem Aufruf.

Der  Großteil  der  Demonstrant*innen  waren  Migrant*innen  aus  Pakistan,
Bangladesh und Indien, da deren Community über die Immigrant Workers
Union zentral für die Organisierung des Protests verantwortlich waren. Es
waren kaum Frauen auf der Demonstration, erst bei genauerem Hinsehen
konnte man einige wenige in der Menge erkennen. Das liegt daran, dass ein
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Großteil  der  griechischen  Migrant*innen  Männer  sind.  Auf  der
Demonstration  waren  neben  Frauen  auch  sehr  wenige  Griech*innen,
diejenigen die anwesend waren, waren meistens von linken Organisationen,
die  die  Demo unterstützten.  Wir  von  REVOLUTION verteilten  Flyer  und
Zeitungen, die uns förmlich aus den Händen gerissen wurden. Dies zeugt
vom  Hunger  der  griechischen  Migrant*innen  nach  Antworten  auf  die
rassistische  Hetze  und  Gewalt  die  sie  täglich  erfahren.  Auch  wenn  die
Faschist*innen  natürlich  eine  enorme  Gefahr  darstellen,  haben  die
Migrant*innen mit  denen wir  über  ihre  Erfahrungen geredet  haben,  uns
gesagt, dass die Diskriminierung und Terrorisierung durch die Polizei für sie
das größere Problem darstellt.

Wir glauben, dass einer der wichtigsten Kernforderungen in diesem Fall das
O r g a n i s i e r e n  v o n  S e l b s t v e r t e i d i g u n g s e i n h e i t e n  d e r
Migrant*innencommunities  gemeinsam  mit  linken  Aktivist*innen  und
Vertreter*innen der Arbeiter*innenbewegung sein muss um Migrant*innen,
Linke und Homosexuelle vor Übergriffen durch Polizei und Faschist*innen zu
schützen.  Diese  Komitees  sollten  regional  nach Bezirken und Stadtteilen
organisiert  sein,  Nachtpatrouillen stellen und bewaffnet  sein.  Aus diesen
Strukturen  können  sich  Einheiten  entwickeln,  die  Demonstrationen  und
Streiks der Arbeiter*innenbewegung schützen können und auch die Rolle
einer Vorstruktur für Arbeiter*innenmilizen darstellen. Es ist offensichtlich,
dass die griechische Linke dieser Aufgabe noch nicht gerecht wird.

Die Vertreter*innen der linken Organisationen (Syriza, Antarsya) mit denen
wir uns unterhalten haben, geben meist nur den parlamentarischen Kampf
gegen die Faschist*innen oder das Organisieren von Demonstrationen als
Antwort, praktische Ansätze wie man die Gewalt gegenüber Migrant*innen
aufhalten soll gibt es bei ihnen kaum.

Die Anarchist*innen von denen einige an der Demonstration beteiligt waren,
liefern sich zwar ab und zu Kämpfe mit den Faschist*innen bei denen die
Faschos meistens den Kürzeren ziehen, haben jedoch kein Konzept ihren
Widerstand auf eine breite Massenbasis auszuweiten.

Die Demonstration an sich war sehr laut und kämpferisch,  es gab keine



Auseinandersetzungen mit der Polizei und generell war ein verhältnismäßig
kleines  Polizeiaufgebot  anwesend.  Nach  der  Abschlusskundgebung  am
Syntagma  Platz  verließen  viele  als  Demonstrationszug  die  Kundgebung.
Diese  Demonstration  war  eine  der  größten  antifaschistischen
Mobilisierungen  in  Athen  in  den  letzten  Wochen.

Bericht der Solidaritätsdelegation von REVOLUTION in Athen

Krise  und  Klassenkampf  in
Griechenland  –
Augenzeugenberichte aus Athen

Krise und Klassenkampf in Griechenland. Sozialismus oder Barbarei! 

Im Juli und August besuchten GenossInnen der Gruppe Arbeitermacht
und REVOLUTION Griechenland im Zuge einer Solidaritätsdelegation.
Sie berichten im Rahmen einer Rundreise von ihren Erfahrungen, von
den Kämpfen vor  Ort  und von den Perspektiven des  griechischen
Widerstandes – vom Abwehrkampf zur sozialistischen Revolution.

Nach Jahren von Krise und Niedergang ist ein großer Teil der griechischen
Bevölkerung verarmt. Mehr als 20 Prozent sind arbeitslos. Und EU, die EZB,
der IWF – allen voran die Regierung Merkel – wollen noch mehr. Während
die  griechischen  wie  europäischen  Banken  gerettet  werden,  gibt  es  ein
Kürzungsprogramm nach dem anderen, das die Bevölkerung weit ins Elend
treibt.  Die  Regierung  Samaras  ist  willfähriger  Erfüllungsgehilfe
dieser  Politik.
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Doch es gibt auch:

• Besetzte Betriebe

• Streikende ArbeiterInnen

• MigrantInnen, die sich gegen Rassismus wehren

• Nachbarschaftskomitees

• Eine stärker werdende Linke

Die Veranstaltungstermine:

Hamburg: Montag, 3. September 2012 I 19.00 Uhr I MTZ
Magda Thürey-Zentrum I Lindenallee 72 I 20259 Hamburg.

Kassel: Mittwoch, 5. September 2012 I 19.00 Uhr
Café Buch-Oase I Germaniastraße 14 I 34119 Kassel.

Berlin: Mittwoch, 12. September 2012 I 19.00 Uhr
Omayra I Engeldamm 68 I 10179 Berlin.

Stuttgart: Donnerstag, 13. September 2012 I 19.00 Uhr
DGB Haus (Kellerschenke) I Theodor-Heuss-Straße 2 a
70174 Stuttgart (Nähe S-Bahn Stadtmitte).

Freiburg: Mittwoch, 24. Oktober 2012 I 19.00 Uhr
Linkes Zentrum ¡Adelante! I Glümerstrasse 2 I 79102 Freiburg



Verteidigt  den  Streik  der
griechischen
Stahlarbeiter_innen!

Das  Stahlwerk  von  Chalevourgia  aus  der
Entfernung. Im Vordergrund links sieht man
ein  Spruchband  von  PAME,  einer  der  KKE
nahen Gewerkschaft.

Am Freitag. den 20. Juli  wurde das Stahlwerk in Chalivourgia, das seit über
neun Monaten von den 380 Beschäftigten bestreikt und besetzt wurde, von
der Polizei mit Tränengas und Knüppeln geräumt. Der Streik, der für viele
Arbeiter_innen in- und außerhalb Griechenlands ein Vorbild war, sollte durch
die  Polizeikräfte  zerschlagen werden.  Der  Streikposten wurde gewaltsam
aufgelöst und 9 Arbeiter_innen verhaftet!

Dieser Anschlag auf die Arbeiterklasse geht auf das Konto der Regierung
Samaras, die sich auf die konservative Nea Demokratia, die nationalistische
PASOK und die „sozialdemokratische“ DIMAR stützt.

Ein  angeblicher  Gesetzesverstoß  bei  einer  Streikabstimmung  vor  zwei
Monaten – eine Entscheidung wurde damals per Handzeichen und nicht per
Urnenwahl gefällt – diente als Anlass, die Aktion für „illegal“ zu erklären und
als  Vorwand,  ein  wichtiges  Symbol  des  Widerstandes  zu  räumen.  Die
Beschäftigen  hatten  das  Werk  besetzt,  um  die  Entlassung  von  120
Arbeiter_innen und weitere Sparmaßnahmen, wie die Streichung des fünften
Arbeitstages der Woche zu verhindern. Der Angriff der Polizei auf den Streik,
war nicht nur ein Angriff auf die Stahlarbeiter_innen sondern auf die gesamte
Widerstandsbewegung.  So  sollen  nicht  nur  die  Streikenden,  sondern  die
gesamte Arbeiterklasse und Jugend des Landes entmutigt werden.
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Es  waren  50  mal  mehr  Arbeiter
und  Jugendliche  als  Polizisten
gekommen, um den Stahlarbeitern
ihre Solidarität auszusprechen!

Doch  bereits  am  Abend  fand  eine  Demonstration  mit  mehr  als  5.000
Demonstrant_innen vor dem Werk statt – viele von ihnen KKE- und PAME-
Anhänger_innen. Die Stimmung war kämpferisch und militant, die Polizei in
einer  klaren  Unterzahl.  Doch  die  Führung  der  Streikenden  und  der
Demonstration  –  die  KKE (Kommunistische  Partei)  und  PAME (ihr  nahe
stehende Gewerkschaft) – unterließen es, das Werk wieder zu besetzen.

Am  folgenden  Tag  fand,  wenn  auch  außerhalb  der  Fabrik,  eine
Streikversammlung statt,  an  der  sich  fast  200 Arbeiter_innen beteiligten
(momentan sind viele Griechen aufgrund des Sommers außerhalb Athens),
die mit großer Mehrheit die Fortsetzung des Streiks beschloss.

Dieser kann allerdings nicht gewonnen werden, wenn er vor allem auf
die Hoffnung setzt,  dass der Kapitalist  durch den Druck des Staates
(welcher die  Polizei  ins  Werk schickte!)  mit  den Streikenden verhandeln
würde.

Diese Hoffnungen oder besser die Illusionen, mit denen Führer_innen von
PAME und KKE die Arbeiter_innen blenden, ist ein Hindernis für dieses Ziel.
Noch  mehr  ist  es  die  Untätigkeit,  die  Passivität  und  ihr  sektiererisches
Verhalten  gegenüber  der  „restlichen“  organisierten  Jugend  und
Arbeiterklasse.  Das  haben  sie  in  der  Vergangenheit  oft  genug  bewiesen.

Unsere  volle  Solidarität  gilt  den  streikenden  Arbeiter_innen  in
Chalivourgia, den Militanten von PAME und KKE, die sich gegen die

Angriffe von Polizei und Staat verteidigen wollen. Nichts desto trotz werden
wir uns nicht davor scheuen unsere Kritik an den Führer_innen von KKE oder
PAME  zu  artikulieren,  denn  letztlich  kann  die  griechische  –  nein  die
internationale Krise – nur auf Grundlage eines revolutionären Programms
gelöst werden!
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Am Montag soll eine weitere Demonstration im Zentrum Athens stattfinden,
an der sich auch Genoss_innen der Solidaritätsdelegation von REVOLUTION
und der L5I (Gruppe Arbeitermacht) beteiligen werden.

Dort,  wo es unserer Organisation möglich ist,  werden wir Solidarität mit
allen  Streikenden,  Arbeiter_innen  und  Jugendlichen,  die  den  Kampf  der
Stahlarbeiter_innen unterstützen, aufbauen und für folgende Forderungen
eintreten:

Rücknahme aller 120 Kündigungen, für eine 35-Stunden Woche bei
altem Lohn!
Raus mit der Polizei – für organisierte Verteidigungsstrukturen, die
die Polizei wenn nötig vertreiben können und den Bezirk vor den
dortigen Faschisten schützen!
Für die Besetzung des Betriebes unter Arbeiterkontrolle. Wenn der
Kapitalist nicht produzieren will, dann sollen es die Arbeiter_innen
unter eigener Regie tun!
 Wenn  der  Kapitalist  den  Forderungen  der  Streikenden  nicht
nachkommt,  soll  das  Werk  unter  Arbeiterkontrolle  verstaatlicht
werden!

Nach der Räumung braucht der Kampf die Unterstützung der gesamten
Arbeiterklasse  und  Jugend.  KKE,  Syriza  und  Antarsya  müssen
gemeinsam  für  eine  landesweite  Unterstützungskampagne  durch
Solidaritätsaktionen und Streiks mobilisieren. Das gilt auch für die großen
Gewerkschaften  ADEDY,  GSEE  und  PAME  sowie  kleinere  oder  lokale
Gewerkschaften.  Dazu  müssen  revolutionäre  und  kämpferische
ArbeiterInnen, wenn nötig, auch gegen bürokratische Führer_innen – egal ob
sie nun der PASOK, der KKE oder Syriza nahe stehen – kämpfen.

Die Verteidigung des Streiks in Chalivourgia sollte auch mit der Verbreitung
des Slogans der Besetzung und Arbeiterkontrolle verbunden werden,  der
bereits durch Antarsya getragen wird. Die Besetzung ist alles andere als ein
Einfall, sondern eines der bekanntesten und wichtigsten Beispiele, wo die
Beschäftigten gegen die Schließung oder Nicht-Bezahlung ihre Löhne zur
Besetzung griffen, ja greifen mussten.
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Zugleich zeigen die  Räumung durch die  Polizei  und die  fortgesetzte
Kahlschlagpolitik  der  Regierung  Samaras,  hinter  der  die

imperialistischen Mächte,  wie Deutschland und ihre Institutionen wie die
TROIKA stehen, dass der Kampf um Chalivourgia und die anderen Betriebe
letztlich  nur  politisch  gelöst  werden  kann.  Daher  treten  wir  für  einen
politischen Generalstreik gegen die Angriffe und zum Sturz der Regierung
ein, um so die Bedingungen zu schaffen für eine Arbeiterregierung, die sich
auf  Räte  und  Milizen,  auf  die  Selbstorganisation  der  Masse  der
Lohnabhängigen  stützt.

Erklärung der Solidaritätsdelegation von REVOLUTION und der Liga
für die Fünfte Internationale in Griechenland

Wahlen  in  Griechenland  –
Troika-Diktat  oder
Arbeiterregierung?

Sririzy  Kandidat  Tsipras  hofft  auf
einen Sieg bei den Wahlen, der Sieg
der  Arbeiterklasse  kann  aber  nur
durch  den  Kampf  auf  der  Straße
entschieden werden.

Die Wahl in Griechenland wird zu einem Referendum über die Fortsetzung
des EU-Kurses mit seinen Spardiktaten – oder für eine linke Regierung gegen
das  Spardiktat,  wie  es  SYRIZA  verspricht.  Die  Radikalisierung  der
Arbeiterklasse  und  die  gesellschaftliche  Polarisierung,  die  den  massiven
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Zuwachs  von  SYRIZA  auf  16,7%  im  Mai  erklären,  werden  sich  weiter
zuspitzen.

Der massive Zulauf für SYRIZA bei den Wahlen, wo sie ihren Stimmanteil fast
vervierfachen konnte, drückt eine Radikalisierung und Polarisierung aus. Alle
Umfragen sehen eine Zunahme von SYRIZA einerseits voraus, andererseits
auch eine Zunahme der rechts-konservativen Nea Demokratia.

Der Zulauf für SYRIZA, die selbst eine Allianz von reformistischen Parteien
wie Synaspismos, die Teil der europäischen Linkspartei ist, und kleineren,
radikaleren Parteien und Gruppierungen (z.B. die maoistische KOE) ist, ist
daher  leicht  zu  erklären.  SYRIZA  und  Tsipras  haben  den  Massen  eine
Machtalternative  versprochen,  die  ihnen  in  dieser  Situation  unbedingt
notwendig und auch realistisch erscheint. Die anderen linken Kräfte sind zu
wankelmütig-opportunistisch wie DIMAR, eine Rechtsabspaltung von SYRIZA
von  2010.  Die  KKE  wiederum  lehnt  eine  „linke  Regierung“  ab  –  und
vertröstet die Massen damit,  dass eine „echte Volksregierung“ nur unter
ihrer Führung zu Stande kommen könne. Da diese in weiter Ferne ist, ziehen
die  Massen  die  Wahl  einer  Partei  vor,  die  heute  eine  „andere  Politik“
verspricht.  Antarsya,  eine  Koalition  kleinerer  Gruppierungen  mit
revolutionärem Anspruch,  ist  zu klein und isoliert,  um eine unmittelbare
Alternative für die Massen bieten zu können.

Die  gr iech ische  Jugend  und
A r b e i t e r k l a s s e  s i n d  z u m
revolutionären Kampf, der über eine
historische  Niederlage  oder  einen
historischen Sieg entscheiden wird,
gezwungen,...

Der Aufstieg von SYRIZA ist jedoch keineswegs das Resultat des besonderen
politischen  Geschicks  von  Tsipras  –  und  erst  recht  nicht  seiner
„hemmungslosen Demagogie, welche die FAZ als „gemeingefährlich“ ansieht.
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Er ist Resultat einer revolutionären Krise, der politischen Zuspitzung des
Klassenkampfes. Seit Jahren haben die griechische Arbeiterklasse und die
Jugend,  ja  auch  große  Teile  der  städtischen  Mittelschichten  und  des
Kleinbürgertums versucht, die Angriffe der Regierungen zu stoppen: durch
eine Reihe befristeter Generalstreiks, durch die Besetzungen des Syntagma-
Platzes (des zentralen Platzes von Athen), durch eine wachsende Zahl von
längeren  Streiks  und  Betriebsbesetzungen  inklusive  der  Fortführung
einzelner  Unternehmen  unter  Arbeiterkontrolle.

Das Programm von SYRIZA

Im Wahlkampf nimmt der Zulauf zu SYRIZA weiter massiv zu – und nicht nur
zur  Partei.  Die  „Volksversammlungen“,  die  als  eine  Mischung  aus
Wahlveranstaltung,  Stadtteilversammlung  und  Ortsgruppentreffen  von
SYRIZA  stattfinden,  ziehen  regelmäßig  hunderte,  wenn  nicht  tausende
Menschen  an.

In dieser Situation stellt SYRIZA einen „Sofortplan“ von fünf Punkten ins
Zentrum der Wahlagitation:

Beseitigung  der  „Memoranden“,  aller  Sparmaßnahmen  und  der1.
Gegenreformen im Arbeitsrecht, die das Land zerstören
Nationalisierung  der  Banken,  an  die  mit  den  öffentlichen2.
Hilfeleistungen viel gezahlt worden ist
Moratorium der Schuldenzahlung und ein Audit, das es ermöglichen3.
wird, die illegitimen Schulden anzuprangern und zu streichen
Abschaffung der Immunität der MinisterInnen4.
Abänderung des Wahlrechts, durch das es Pasok und Nea Dimokratia5.
möglich war, zum Schaden der griechischen Bevölkerung zu regieren
und das Land in die Krise zu stürzen.

Dieser  „Sofortplan“  –  und  auch  das  längere  und  radikalere  40-Punkte
Programm für die Wahlen – ist ein reformistisches Programm. Es bleibt auf
dem Boden der bürgerlichen Eigentumsverhältnisse, es stellt weder diese
noch den bürgerlichen Staat in Frage.



. . . a u f  d e n  s i c h  d i e
griechische  Polizei...

Für  die  griechische  und  europäische  Bourgeoisie  ist  es  jedoch  eine
Kriegserklärung.  Denn selbst  die  Umsetzung dieser  Forderungen ist  nur
möglich, wenn SYRIZA an der Regierung weiter ginge, als ihrer Führung lieb
ist. Die Vorstellung von Tsipras, dass sich die EU, der IWF, die EBZ, die
deutsche Regierung durch die Drohung katastrophischer Auswirkungen eines
griechischen Bankrotts zu „Neuverhandlungen“ und weiteren Finanzspritzen
für das Land dauerhaft zwingen ließen, ist eine Illusion.

Im  Gegenteil:  Die  Imperialisten  würden  offen  oder  verdeckt  an  der
Destabilisierung und dem Sturz einer solchen Regierung arbeiten – bis hin
zum Mittel, eine offen autoritäre Regierung zu schaffen, die sich auf Militär,
Ausnahmezustand und faschistische Banden stützt.

...die Faschisten...

Revolutionäre KommunistInnen müssen daher vor den Illusionen warnen, die
SYRIZA und Tsipras verbreiten und die Arbeiterklasse, ihre Avantgarde, die
Masse  der  Bevölkerung  darauf  vorbereiten,  weiter  zu  gehen,  als  ihre
aktuellen, reformistischen FührerInnen es wollen.

Wir  rufen  zur  kritischen  Unterstützung  von  SYRIZA auf.  Im Falle  eines
Wahlsieges – sei  es eines absoluten wie auch einer relativen Mehrheit  –
fordern wir von SYRIZA, von DIMAR, KKE und den Gewerkschaften: Brecht
mit der Bourgeoisie! Kämpft für die Bildung einer Arbeiterregierung!

. . . u n d  d i e
i n t e r n a t i o n a l e
Bourgeoisie  mit
Institutionen  wie

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/06/griechische-polizei1.jpg
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/06/griechische-Faschisten1.jpg
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/06/troika2.jpg


d e r  T r o i k a ,
vorbereiten.

Die  Bewegung  kann  und  muss  diese  –  im  Grunde  bürgerliche
Arbeiterregierung  –  bei  allen  fortschrittlichen  Maßnahmen,  gegen  die
unvermeidlichen  Sabotageakte  des  Imperialismus  und  der  Reaktion
verteidigen.  Dazu  müssen  umgekehrt  von  einer  solchen  Regierung  die
Entwaffnung  der  Konterrevolution  und  die  Legalisierung  von
Arbe i te rkon t ro l l e ,  En te ignung  und  d ie  Bewaf fnung  von
Selbstverteidigungsorganen  der  Klasse  gefordert  werden.

Dieser Kurs muss mit der Propaganda und Agitation für ein Programm von
Übergangsforderungen verbunden werden, das zum Sturz der Herrschaft der
Bourgeoisie führt, zur Errichtung der Macht der Arbeiterklasse, zur Diktatur
des Proletariats, wie es Marx nannte.

Ein unerlässlicher Teil dabei ist die Schaffung von proletarischen Kampf- und
potentiellen  Machtorganen,  auf  die  sich  eine  solche  revolutionäre
Übernahme  der  Macht  stützen  könnten:  von  Räten  und  Milizen.

Forderungen

Die  Stadtteilversammlungen,  die  Versammlungen  in  besetzten  Betrieben
können zu Räten, zu Organen einer zukünftigen Staatsmacht werden. Diese
sollten auf regionaler und landesweiter Ebene in Form eines Rätekongresses
zentralisiert  werden,  der  von  den  Arbeiterparteien  die  Umsetzung  eines
Aktionsprogramms gegen die Krise fordert:

Streichung der Schulden, Stopp des IWF/EU-Diktats! Entschuldung
der Kommunen! Einführung eines Außenhandelsmonopols!
Aufhebung aller arbeiterfeindlichen Gesetze wie der Abschaffung des
Tarifrechts,  der  Absenkung  des  Mindestlohns,  der  Erhöhung  von
Massensteuern und von Entlassungen!
Öffnung  der  Geschäftsbücher,  Verträge  und  Transaktionen  der
Banken und des Staates! Progressive Besteuerung der Reichen und
Vermögensbesitzer, Abschaffung der Massensteuern!
Preiskontrollkomitees für Nahrungsmittel, Wohnungen usw., um der



Preissteigerung zu begegnen sowie eine gleitende Skala der Löhne
und Sozialeinkommen (Arbeitslosengeld, Renten …)!
Mindestlohn, Mindestrenten, freier Zugang zu Bildung, Schulen, Unis
und das Gesundheitswesen!
Maßnahmen, um Kleinbürgertum, Bauern und Fischer vor dem Ruin
zu bewahren – einschließlich günstiger Kredite bei gleichzeitiger
Sicherung  der  Arbeiterrechte  in  allen  privaten  und  öffentlichen
Unternehmen!
Entschädigungslose  Enteignung  der  Banken,  imperialistischen
Investoren,  der  Großindustrie  und  Großgrundbesitzer!
Verstaatlichung aller geschlossenen Betriebe und Wiedereinstellung
der Entlassenen unter Arbeiterkontrolle!
Zentralbank  unter  Arbeiterkontrolle!  Demokratische  Planung  der
Großindustrie  und ein  öffentliches  Beschäftigungsprogramm unter
Arbeiterkontrolle, um die Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen
sowie Aufteilung der Arbeit auf alle Hände, um die Arbeitslosigkeit
abzuschaffen!

Eine wirkliche Arbeiterregierung müsste sich auf ein solches Programm, auf
Räte und Milizen stützen. Sie müsste die Kontrolle des Oberkommandos über
die  Armee  durch  Soldatenräte  brechen  und  die  Arbeiterklasse  und  die
Massen durch Bildung einer Arbeiter- und Volksmiliz bewaffnen.

D e m  k a n n  n u r  e i n e
A r b e i t e r r e g i e r u n g  e t w a s
entgegensetzen. Syriza, KKE, Dima
und  Antarsya  müssen  aufgerufen
werden für eine solche unter oben
genannten  Forderungen  zu
kämpfen.  Letzt l ich  kann  die
Revolution  jedoch  nur  durch  eine
r e v o l u t i o n ä r e  g e f ü h r t e
Arbeiterregierung - die Diktatur des
Proletariats  -  wirklich  erfolgreich
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sein. Dafür bedarf es dringend einer
r e v o l u t i o n ä r e n
internationalistischen Partei!

Es wäre aber eine Utopie, von SYRIZA, KKE oder anderen Massenparteien in
Griechenland  eine  konsequente  Umsetzung  eines  solchen  Programms  zu
erwarten.  Das kann nur  eine genuin revolutionäre Arbeiterpartei  leisten.
Doch  eine  solche  wird  nur  geschaffen  werden  können,  wenn  es  die
fortgeschrittensten Kräfte der Arbeiterbewegung, jene radikalen Linken und
AktivistInnen,  die  heute  v.a.  in  SYRIZA  und  wahrscheinlich  zu  einem
geringeren Teil in Antarsya wirken, vermögen, die Avantgarde und diese die
Masse der Arbeiterklasse zu gewinnen, die sich heute SYRIZA zuwendet.

Der  gemeinsame  Kampf  mit  den  reformistischen  ArbeiterInnen,  die
Schaffung  einer  Einheitsfront  der  Arbeiterklasse  ist  dafür  eine
Grundvoraussetzung.  Nur  so  –  in  der  praktischen  Erfahrung  werden  sie
lernen können, dass wie weiter gehen müssen, als es ihren reformistischen
oder auch zentristischen Führungen lieb ist.

Der Kampf für eine Arbeiterregierung ist daher heute eine, wenn nicht die
aktuellste, Schlüsselfrage der griechischen Revolution.

Martin Suchanek,  übernommen aus der Arbeitermacht Publikation
„Neue Internationale“ 170, Juni 2012

Krisenbewegung  wiederbeleben
–  2012  zum  Krisenjahr  des
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Kapitals machen!
Ein Aufruf von REVOLUTION

Für das Frühjahr 2012 wird zu zahlreichen bundesweiten Aktionen gegen die
Folgen der Wirtschaftskrise aufgerufen. Neben dem 1.Mai als traditionellem
Kampftag der Arbeiterklasse wird von unterschiedlichen Gruppierungen auch
auf den 31. März und zu einer Aktionswoche ab dem 15.Mai nach Frankfurt
mobilisiert. Zeitgleich werden mit den Tarifrunden im Öffentlichen Dienst
und in der Metall- und Elektroindustrie entscheidende Kämpfe von Millionen
Lohabhängigen gegen die Interessen der Bosse stattfinden.

Zur Koordinierung der Proteste wird zu internationalen Konferenzen
der Krisenbewegung am 25./26.02. in Frankfurt und am 28./29.04. in
Stuttgart aufgerufen. Dazu ist es höchste Zeit!

Besonders die Lage der Jugendlichen in Europa wie auch weltweit hat sich im
Zuge der Krise in den letzten Jahren dramatisch verschlechtert. Bereits im
August 2011 lag die Jugendarbeitslosigkeit in Griechenland bei fast 44%, in
Spanien bei 45%. Nicht zuletzt die massiv steigenden Nahrungsmittelpreise
haben die Jugend in der arabischen Welt dazu gezwungen, gegen ein System
zu  revoltieren,  das  ihnen  keinerlei  Perspektive  bietet.  In  Deutschland
hingegen  wurde  der  Niedriglohnsektor  massiv  ausgeweitet.

Fast 37% der jugendlichen Erwerbstätigen werden mit befristeten Verträgen,
Teilzeitarbeit, Leiharbeit und Niedriglöhnen abgespeist – Tendenz steigend.
Hinzu kommt die absehbare Verschärfung der Wirtschaftskrise und in deren
Zentrum die Schuldenkrise der EU, welche zu weiteren Angriffen auf die
Jugendlichen,  Lohnabhängigen  und  Arbeitslosen  führen  werden.  Eine
Fortführung des Sozialabbaus und von Kürzungen im Bildungsbereich sind
vorprogrammiert und wurden mit der „Schuldenbremse“ festgeschrieben.

Wenn wir uns gegen die Abwälzung der Krisenkosten auf unsere Schultern
wehren  wollen,  dann  müssen  wir  uns  dagegen  zusammenschließen!  Die
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Bildungsstreiks im Herbst und die Occupy-Bewegung sind ein erster Schritt
dazu und haben Zehntausende gegen Bildungsmisere und die Macht der
Banken auf die Straße gebracht. Die Proteste brachten die Wut großer Teile
der Jugend auf Kürzungsprogramme in Bildung und Sozialem einerseits und
milliardenschwere  Rettungsprogramme  für  Banken  andererseits  zum
Ausdruck.

Eine zentrale Schwäche der Proteste war es jedoch, dass weite Teile der
Bewegungen ihre Kritik vor allem an der „Dummheit“ oder „Gier“ Einzelner
fest  machten,  statt  die  Logik  hinter  dem Handeln  dieser  Einzelpersonen
aufzuzeigen: das kapitalistische System. Auch zeigte sich einmal mehr, dass
wir  unsere  Forderungen  nur  durchsetzen  können,  wenn  wir  uns  nicht
vereinzelt, sondern mit entschlossenem massenhaftem Widerstand zur Wehr
setzten.

Doch die großen reformistischen Organisationen wie SPD, Linkspartei und
Gewerkschaften  stellen  der  kapitalistischen  „Krisenbewältigung“  keine
Alternative  entgegen  und  lehnen  den  Kampf  gegen  die  Abwälzung  der
Krisenlasten  ab.  Es  ist  jedoch  notwendig,  die  Lohnabhängigen  und
Jugendlichen, die in Linkspartei, SPD und Gewerkschaften organisiert sind,
für unsere Bewegung zu gewinnen. Die anstehenden Tarifrunden und die
geplanten Krisenproteste machen eine Bündelung unseres Widerstands umso
wichtiger.

Wir  rufen  deshalb  alle  Aktivist_innen,  Bildungsstreikenden  und  Occupier
dazu auf, sich an den Protesten gegen die Krise zu beteiligen und mit uns
eine  schlagkräftige  internationalen  Bewegung  aufzubauen.  Um  dieser
Bewegung eine Perspektive zu geben, ist es nötig, konkrete Forderungen
aufzustellen,  die  alle  unterdrückten  Schichten  im  Kampf  gegen  die
kapitalistische Krise und ihre Auswirkungen vereinen und eine gemeinsame
Grundlage für Aktionen bieten. Als Forderungen schlagen wir vor:

Kampf  gegen  al le  Sparpakete,  Rettungsschirme  und
Privatisierungen! Steichung der Staatsschulden in den „PIIGS“!
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Für  e ine  99%-S teuer  au f  das  re i chs te  1%!  Für  e in
Investitionsprogramm in Bildung und Soziales!
Kampf  gegen  jede  Entlassung!  Enteignung  von  Betrieben,  die
entlassen unter Arbeiter_innenkontrolle!
Verbot  der  Leiharbeit!  Für  flächendeckende  Mindeslöhne,  deren
Höhe durch durch die Beschäftigten bestimmt wird!
Gegen rassistische Hetze – für praktische internationale Solidarität!

Beteiligt  euch  an  den  lokalen  Krisenbündnissen!  Kommt  zu  den
Krisen-Konferenzen  am  25./26.  Februar  nach  Frankfurt  und  am
28./29.  April  nach  Stuttgart!

Fordert  eure Bildungsstreikbündnisse auf,  die  Aktionen gegen die
Krise zu unterstützen!

Unterstützt die internationalen Aktionen gegen die Krise am 31. März
und von 15.-21. Mai in Frankfurt!

Mit  der  Londoner  Jugend  –
gegen die Polizei!
Die dritte Nacht in Folge ging die Londoner Jugend auf die Straße und liefert
sich Kämpfe mit der Polizei. Montagabend, den 8. August, haben sich die
Roits  auf  Hackney,  Lewisham, Peckham, Croydon sowie auf  Birmingham,
Bristol, Nottingham ausgeweitet. Kleinere Emeuten fanden in den Londoner
Stadtteilen Clapham, Seven Sisters und an einem duzend anderer Plätze
statt. Revolution steht als Teil der Jugend in dieser Revolte Seite an Seite mit
den Jugendlichen.

Der Aufstand war Ausdruck der Wut über den rassistischen Mord durch die
Polizei,  tagtägliche  Polizeiübergriffe  sowie  den dramatischen Anstieg  der
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Jugendarbeitslosigkeit,  massive  Kürzungen  sozialer  Leistungen  und
Unterstützungsgelder.

Die Erschießung von Mark Duggan und die Geringschätzung der Polizei von
Tottenham für seine Familien waren nur der Funke, der das Pulverfass zum
Explodieren brachte. Am 30. Jahrestag der Riots von Brixton im Jahr 1981
hatten die  Menschen auf  den Straßen Tottenhams nicht  vergessen,  dass
dieser  extrem verarmte  Bezirk  auch  der  Ort  der  intensivsten  Aufstände
gegen die Polizei  in den 80er Jahren war, namentlich des Aufstands von
Broadwater Farm 1985.

Der Rassismus der Polizei war einer, wenn auch nicht der einzige Grund für
den Zusammenstoß mit den Bullen in den letzten Tagen. Berichten zufolge
haben  sich  auch  weiße  und  sogar  jüdisch-orthoxe  Jugendliche  an  der
Verteidigung  der  DemonstrantInnen  beteiligt,  nachdem  die  Polizei  ein
16jähriges  Mädchen  angriffen  hatte  –  ein  Fakt,  der  von  der  BBC
Berichterstattung  seit  Montag  “verschwunden”  ist.

In der Schlacht um Tottenham haben die Jugendlichen die Polizei zeitweilig
zurückgedrängt, so dass sie ausreichend Zeit hatten, Shops anzugriefen und
Waren abzugreifen. Ein Brandanschlag auf einen Laden führte dazu, dass
auch Wohnungen über dem Geschäft ausbrannten. Neue Aufstände fanden in
ganz London statt – in Walthamstow, Hackney, Brixton, Enfield, Lewisham
und Peckham – sowie in Birmingham. Sie sind zum Teil durch den Hass auf
die Polizei  und die Wut über diese Gesellschaft motiviert,  zum Teil  auch
durch die Hoffnung, durch Plünderungen an die Güter zu kommen, die den A

rmen ansonsten verwehrt sind. Bei vielen gibt es wohl beide Motive.

Warum weiteten sich die Aufstände aus?

Die  Jugendlichen  –  vor  allem  Schwarze  und  AsiatInnen  –  teilen  eine
gemeinsame  Erfahrung  mit  der  Gewalt  der  Polizei.  Der  Tod  von  Mark
Duggan war kein Einzelfall,  sondern hat  unmittelbare Parallelen mit  der
Ermordung von Smiley Culture in Croydon oder mit dem Tod von Demetre
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Fraser,  Kingsley  Burrell  und  Lloyd  Butler,  die  im  Polizeigewahrsam  in
Birmingham umkamen.

Fast  eine  Million  Jugendliche  ist  arbeitslos.  Besonders  hoch  ist  sie  bei
schwarzen  männlichen  Jugendlichen  mit  50  Prozent.  Der  Besuch  einer
Unversität  ist  für  sie  praktisch  unmöglich  aufgrund  massiv  gestiegener
Gebühren und drastisch gekürzter Unterstützungsgelder und Studienplätze.
Alle Kommunalverwaltungen haben die Ausgaben für die Jugend gekürzt, in
manchen Fällen um 75 Prozent. Ein Einwohner Tottemhams sagte dazu zur
BBC: “Nur so ändert sich hier etwas. Nach 1985 (Broadwater Farm Aufstand)
haben wir ein brandneues Schwimmbad gekriegt. Vorher gab es hier nichts.”

Unsere Haltung ist klar. Wir stehen voll und ganz hinter den Jugendlichen
und anderen AnwohnerInnen auf  der  Straße und gegen die  Polizei.  Wir
unterstützen die organisierte Selbstverteidigung der DemonstrantInnen und
Arbeiterviertel.  Wir  fordern,  dass  sich  die  Polizei  von  den  Straßen
zurückzieht. Wir fordern eine öffentliche Untersuchung durch Delegierte der
lokalen Community, um die Verantwortlichen für die Erschießung von Mark
Duggan ausfindig zu machen und den Rassismus und die Korruption der
Polizei zu untersuchen. Wir fordern die Freilassung aller, die bei den Riots
festgenommenen wurden und das Fallenlassen aller Anklagen.

Wir  lehnen  Plünderungen  nicht  vom  Standpunkt  der  klein-bürgerlichen
Eigentümer  ab,  sondern  von  dem  der  Arbeiterklasse.  Die  Priorität  der
lumpenproletarischen  Schichten  besteht  in  solchen  Momenten  von  Riots
darin, sich selbst zeitweilig Güter anzueignen. Das ist durchaus verständlich
und leicht nachzuvollziehen, zumal, wenn es sich dabei um notwendige Güter
wie Lebensmittel oder Kleidung handelt.

Die Hauptaufgabe vom Standpunkt der Arbeiterklasse besteht aber darin, die
Einheit  der  Arbeiterklasse  und  Unterdrückten  gegen  den  Staat  und  das
System zu stärken. Plünderungen schwächen diesen Kampf jedoch in letzter
Instanz. Das trifft auch auf Angriffe auf Feuerwehren, SanitäterInnen oder
ÄrztInnen  zu,  die  selbst  kein  Teil  des  Unterdrücktungsapparates  sind,
sondern Lohnabhängige, denen selbst Kürzungen drohen. Unabhängig davon
lehnen  wir  jedoch  jede  Polizeirepression  und  jede  Forderung  nach



Polizeikontrolle ab. Die Organisierung der Proteste – einschließlich der, um
solche  Übergriffe  auf  die  Bevöllerung  zu  verhindern  –  muss  durch  die
Selbstorganisation der Protestierenden erfolgen.

Wir  fordern  die  Arbeiterbewegung  auf,  die  Labour-PolitikerInnen  zu
verurteilen,  die  sich  nicht  hinter  die  aufständischen  Menschen  stellen,
sondern die Polizei unterstützen und die immer die Interessen der lokalen
Eigentümer  über  jene  der  eigentumslosen  Jugendlichen  stellen.  Wir
verurteilen  David  Lammy,  den  blaristischen  Labour  Abgeordneten  von
Tottenham.  1985  denunzierte  der  damalige  Abgeordnete  für  Tottenham,
Bernie Grant, die Polizei, heute denunziert Lammy nur die Jugend.

Wir  fordern  die  Gewerkschaften  auf,  Verteidigungskampagnen  für  die
Jugendlichen  zu  unterstützen,  wir  forden  die  Labour-Abgeordneten  auf,
Untersuchungen  der  lokalen  Gemeinden  in  die  wirklichen  Ursachen  der
Ereignisse  zu  unterstützen.  Wir  verurteilen  Lee  Jasper,  dereinst  Ken
Livingstone’s Berater, der über die Nachrichten von Channel 4 mehr und
härtere Polizeiaktionen in  den Armenvierteln  forderte  und zugleich nicht
einmal Gerechtigkeit für Mark Doggan und seine Familien einforderte.

Vor  allem  aber  schlagen  wir  eine  Kampagne  gegen  Arbeitslosigkeit,
Obdachlosigkeit und Kürzungen vor. Die ganze Arbeiterbewegung muss für
ein Ende aller Kürzungen und für ein Programm öffentlicher, gesellschaftlich
nützlicher Arbeiten kämpfen, das durch die Besteuerung der Reichen und die
Enteignung  der  Banken  finanziert  wird.  Dazu  ist  ein  Generalstreik
notwendig,  um das  Austeritätsprogramm der  Regierung  zu  stoppen,  die
Regierung selbst zu Fall zu bringen und den Kampf gegen das kapitalistische
System selbst aufzunehmen.

Die Arbeitslosen und die Jugendlichen sind bereit, zu kämpfen. Sie zeigen
Furchtlosigkeit und Kampfgeist bei ihren Aktionen gegen die Polizei.  Wir
kämpfen  für  eine  Gewerkschaft  der  Arbeitslosen  und  eine  revolutionäre
Jugendbewegung.

Die explosive Entwicklung der Aufstände in Britannien ist ein historisches
Ereignis, Teil einer Krise des globalen kapitalistischen Systems. Ähnlich den



Aufständen in den Banlieus in Frankreich 2006 sind sie Vorboten zukünftiger
Entwicklungen.  Während  tausende  Jugendliche  gegen  ein  System  der
Hoffnungslosigkeit und Verzweiflung auf die Straße gehen, zeigen sich die
FührerInnen von Britannien, der EU und der USA unfähig, den nächsten
Crash ihres Finanzsystems zu verhindern, und fordern noch mehr Opfer von
der  Bevölkerung.  Aus  den  Massenaufständen,  aus  den  Kämpfen,  die
verzweifelten Jugend und den ArbeiterInnen aufgezwungen werden, muss
eine neue revolutionäre Organsation geschaffen werden, um die Wut der
Massen auf die Ursachen ihres Elends zu lenken und für den Kampf um die
Macht vorzubereiten.

Aktuel l  bereiten  Genoss_innen  vor  Ort  e ine  internat ionale
Unterstützungskampagne vor. Achtet also auf weitere Ankündigungen.

Generalstreik in Griechenland –
Wie kann das Kapital geschlagen
werden?
Wiedereinmal traf die Wut der Massen, die Straßen von Athen. Dies drückte
sich in einem 48 stündigen Generalstreik gegen die rigide Sparpolitik aus,
die das ganze Land bedroht.

Um sich den „Rettungsmaßnahmen“ von EU und IWF zu fügen, stimmte das
griechische Parlament über die Annahme eines weiteren Kürzungspaketes
ab. Diesmal sollen sich die Kürzungen auf 40.5 Milliarden Dollar belaufen.

Aber ähnlich wie in Irland, scheinen die Sparmaßnahmen keine Wirkung auf
das nationale Kredit-rating zu zeigen. Die Ratingagentur Standard&Poor hat
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Griechenland erst vor Kurzem auf die Kreditwürdigkeit „CCC“ gestuft – die
schlechtest mögliche überhaupt – sogar schlechter als Pakistan und Jamaika.

Der Generalstreik, der vom 28-29. Juni andauerte, brachte hunderttausende
von Gewerkschafter_innen, Jugendlichen, Familien und Gemeinden auf die
Demonstrationen.  Doch es ist  bereits  der 10.  Generalstreik dieser Art  in
Griechenland seit Ausbruch der Krise.

Sicherlich  ist  das  nicht  überraschend.  Die  griechische  Wirtschaft  ist  in
heillosem  Chaos  versunken,  Arbeiter_Innen,  Jugendliche  und  die  Armen
zahlen die Hauptlasten der Krise. Die Arbeitslosigkeit liegt über 15 Prozent,
Löhne  im  öffentlichen  Dienst  wurden  bereits  vor  den,  am  30.  Juni
beschlossenen, Maßnahmen um 25 Prozent gekürzt. Außerdem wurde die
wöchentliche Arbeitszeit massiv erhöht.

Die Wut wächst…

in allen Bereichen der kapitalistischen Gesellschaft. Von den Protesten
berichtend,  sagte  der  „Newsnight“  Moderator  Paul  Mason,  dass  die

privaten Medien in Griechenland immer mehr unter ungewohnt harter Kritik
für  ihre  Massenpropaganda  stünden,  die  darauf  abzielt  den  Menschen
einzureden, dass Kürzungen und weiteres Elend die einzige Lösung seien.

Die griechische Gesellschaft ist wütend über die „sozialistische“ Regierung
Papandreous (die PASOK, aus der sich die Regierung formiert, ist gemeinsam
mit Parteien, wie der SPD in der reformistischen zweiten Internationale) die
ihr Versprechen gebrochen hat,  die Steuern nicht zu erhöhen und weite
Gebiete des öffentlichen Dienstes nicht zu privatisieren.

Außerdem sind sie über Länder wie Großbritannien und speziell Deutschland
wütend, deren Regierungen die Forderungen nach mehr Sozialkürzungen im
Austausch  gegen  EU  „Rettungspakete“  anführen.  Trotzdem  zeigen  die
Protestierenden Solidarität  mit  anderen  Anti-  Krisen-  und  Anti-Kürzungs-
Bewegungen  überall  in  Europa.  Junge  Protestler_innen  übernehmen  die
Forderungen  der  kürzlich  entstandenen  jugendlichen  spanischen
Protestbewegung, die Stadtzentren in Zelten besetzte um Arbeitsplätze zu
fordern.
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Der Kapitalismus bietet keine Lösung

Der Generalstreik zeigt  die anhaltende Entschlossenheit  der griechischen
Jugend und der Arbeiterklasse, gegen die Kürzungen zu kämpfen. Vor allem,
weil sie wissen, dass die Alternativen der EU und des IWF das Leben für
jeden zur Hölle machen würden. Einer der so genannten „sozialistischen“
Minister  ist  zurückgetreten,  weil  er  sich  weigerte  für  die  Kürzungen zu
stimmen.

Allerdings  werden manche Fakten überdeutlich.  Der  offensichtlichste  ist,
dass  eintägige  oder  befristete  Generalstreiks,  selbst  zehn  eintägige
Generalstreiks nicht ausreichend sind, um die Attacken in Griechenland zu
verlangsamen oder zu stoppen.

Das rührt daher, dass die Krise in Griechenland so schwerwiegend ist, dass
die kapitalistischen Lösungsansätze, seien es die der Monetaristen oder die
der Keynesianer, einfach nicht die Situation in den Griff bekommen, ohne
Millionen von Griechen in absolutes Elend zu stürzen.

Der  Griechische  Premierminister  hat  nun  aufgrund  des  Streiks  und  der
gewaltsamen  Zusammenstöße  seinen  Rücktritt  angeboten,  um  einer
„Regierung  der  nationalen  Einheit“  den  Weg  frei  zu  machen.

Dem Klassenkampf eine Perspektive weisen!

Nun gibt es die absolute Dringlichkeit eines unbegrenzten Generalstreiks:
nicht  um  Verhandlungen  zu  erzwingen,  oder  die  für  die  Kürzung
Verantwortlichen in der Regierung zu stürzen – dies würde nichts an der
Grundlegenden Situation ändern. Sondern um die gesamten kapitalistischen
Angriffe niederzuringen, die nationale Wirtschaft unter Arbeiterkontrolle zu
kollektivieren und schlussendlich den Kapitalismus als System an sich zu
stürzen.

Doch  dafür  ist  es  unerlässlich,  dass  die  klassenkämpferische  Linke  in
Griechenland in eine gemeinsame Diskussion tritt, mit welchem Programm
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dies  bewerkstelligt  werden  kann.  Gerade  die  zersplitterte  Linke  in
Griechenland wird in der momentanen Verfassung nicht in der Lage sein, die
Angriffe  des  Kapitals  zurückzuschlagen,  so  militant  und entschlossen sie
auch auf der Straße kämpfen mag.

Diese  Aufgabe  kann  nur  eine  neuen  zu  schaffende  revolutionäre  Partei
angehen, die für den Sturz der Regierung, die Beendigung der Sparangriffe
und  die  Zerschlagung  des  bürgerlichen  Staates,  zu  Gunsten  einer
Arbeiterregierung,  eintritt!

Widerstand in Großbritannien –
Massenstreiks  im  öffentlichen
Dienst
Dieser Artikel, der über den Streik im öffentlichen Sektor in Großbritannien
berichtet,  an  dem  sich  rund  750´000  beteiligten,  wurde  mit  einigen
Aktua l i s i e rungen  von  der  Homepage  unserer  br i t i schen
Schwesterorganisation  übernommen.

Am  30.  Juni  traten  750´000  Lehrer_innen,  Behördenpersonal  und
weitere im öffentlichen Dienst Beschäftigte in den Streik, um gegen die

Angriffe  auf  ihre  Pensionen  zu  reagieren.  Mit  einer  zweijährigen
Gehaltseinfrierung  hatten  Millionen  von  Arbeiter_innen  bereits  eine
Gehaltskürzung von ungefähr zehn Prozent, aufgrund der Inflation. Die so
genannte „Rentenreform“ ist in Wahrheit nichts anderes als eine schlecht
getarnte Räuberei.

Die Streiks finden statt, weil die Konservativ-Liberale Koalition versucht die
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Bevölkerung  zu  zwingen  einen  größeren  Anteil  ihrer  Löhne  in  ihre
Rentenversicherung einzuzahlen. Aber das zusätzlich gezahlte Geld soll nicht
an sie zurückgezahlt werden, wenn sie in Rente gehen.

So sollen zum Beispiel Arbeiter_innen, die 15´000 Pfund im Jahr verdienen,
zusätzliche  4´500  Pfund  über  zehn  Jahre  bezahlen.  Das  Geld,  das  die
Regierung dadurch erhält wird in der Realität dann in staatseigene Banken,
größere Bomben für Libyen und Afghanistan, sowie für Millionengehälter für
zu rettende Kapitalist_innen investiert.

Das ist nicht nur ein Angriff auf Arbeiter_innen im öffentlichen Dienst in
Großbritannien, sondern auf die gesamte Arbeiter_innenklasse. Insbesondere
Jugendliche sind davon betroffen.  Ihre Möglichkeiten zukünftige Gehälter
beziehungsweise Anstellungen zu finden werden dadurch erschwert,  dass
Arbeiter_innen im öffentlichen Dienst länger bleiben müssen, um ihre Rente
zu sichern.

Während die Medien versuchen es so darzustellen, als würden die Renten im
öffentlichen Dienst mit Gold überzogen sein, ist auch diese Darstellung weit
von  der  Realität  entfernt.  In  Wahrheit  bekommen  die  meisten,  von  der
Regierung angestellten Arbeiter_innen eine Rente von 4´200 Pfund und über
100´000  bekommen  weniger  als  2´000  Pfund  im  Jahr.  Währenddessen
bezahlt die Regierung zweieinhalb mal so viel für Steuerentlastungen für
private Renten, als sie das für Renten aus dem öffentlichen Dienst tut. Ein
Fakt, der nur noch dadurch verschlimmert wird, dass 60% dieser privaten
Renten für Reiche und besser verdienende sind!

Der 30. Juni war der größte bisherige Aktionstag gegen die Kürzungen und
Sparangriffe  und  ist  ein  gewaltiger  Schritt  vorwärts  für  die  „Anti-Cut
Bewegung“.  Jugendliche,  Arbeitslose,  Rentner_innen,  private  angestellte
Arbeiter_innen, sollten alles,  was sie tun können, tun,  um die Streiks zu
unterstützen. Auch in Zukunft sollten bei solchen Aktionen Spenden für die
Streikenden gesammelt werden, sollten Solidaritätsdemonstrationen und -
streiks organisiert werden, sowie Streikbrecher bekämpft werden.

Aber  wenn  die  Regierung  aus  Konservativen  und  Liberalen  tatsächlich



gestürzt werden soll, dann muss der Widerstand einen Schritt weiter gehen,
als  nur eintägige koordinierte Streikaktionen durchzuführen,  die  von der
Regierung ignoriert werden können oder von der Gewerkschaftsbürokratie
ausverkauft werden. Was gebraucht wird ist ein Generalstreik, kontrolliert
von den Aktivist_innen, einfachen Gewerkschafter_innen und Arbeiter_innen
an der Basis, der erst dann aufhört, der erst dann endet, wenn die Kürzungen
zurückgezogen wurden und die Regierung gestürzt ist!

„Spanischer Frühling“

Spanische  Demonstrant_innen  in
Barce lona,  Mai  2011.  (B i ld :
flickr.com  /  joancg)

Nach starken Protesten in Griechenland, Frankreich, und Italien wird nun
auch Spanien durch eine Massenbewegung erschüttert. In den letzten Tagen
gingen  hunderttausende  Menschen  in  allen  wichtigen  Städten  auf  die
Straßen  um  gegen  Arbeitslosigkeit,  Korruption,  Sparpakete  und  die
Regierung  zu  demonstrieren.

Kapitalistische Misere und Widerstand

Spanien  ist  innerhalb  der  EU  eines  der  am  stärksten  durch  die
Wirtschaftskrise betroffenen Länder. Eine Krise am Immobilienmarkt und im
Tourismus,  die  enorme  Arbeitslosigkeit  (21%),  und  die  katastrophale
Staatsverschuldung machen Politik und Wirtschaft zu schaffen. Wie immer
muss die breite Masse der Bevölkerung dafür herhalten, und so wurde, wie in
den meisten europäischen Ländern, ein brutales Sparpaket beschlossen.

Die jetzigen Proteste werden hauptsächlich von der „Bewegung 15. Mai“
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initiiert,  welche  soziale  Netzwerke  wie  Facebook  und  Twitter  zur
Mobilisierung nutzt. Die Bewegung richtet ihren Protest gezielt gegen die
Großparteien, die sozialdemokratische PSOE und die konservative PP und
wird zu großen teilen von Jugendlichen getragen. Sie sind am meisten von
den wirtschaftlichen Problemen Spanien, die von der Finanzkrise und der
jetzigen hohen Staatsverschuldung ausgelöst  wurden,  betroffen.  40% der
Jugendlichen  in  Spanien  haben  keine  Arbeit  und  die  die  eine  haben
bekommen  dort  auch  nicht  wirklich  viel,  um  davon  anständig  leben  zu
können. Zu Recht ist die spanische Jugend über die Missstände wütend, denn
sie haben ja die Krise nicht verursacht, müssen aber jetzt darunter leiden.
Ende  Mai  fanden  Kommunal-  und  Regionalwahlen  in  Spanien  statt,  bei
welchen die  sozialdemokratische  Regierungspartei  PSOE stark  abgestraft
wurde – zu Gunsten der rechten PP. Die Wahlen wurden zudem genutzt, um
Demonstrationsverbote  gegen  die  Bewegung  durchzusetzen.  In  einigen
Städten ging die Polizei massiv mit Gummigeschossen und Knüppeln gegen
die Demonstranten vor. Jedoch sind die meisten Plätze mittlerweile wieder
besetzt.

Perspektive

Die Bewegung hat sich nach ägyptischem Vorbild den Platz „Puerta del Sol“
in  Madrid  besetzt  und  ein  Protestcamp aufgezogen.  Die  Menschen  dort
haben  sich  Strukturen  geschaffen  um  Reinigung,  Kommunikation  und
Versorgung zu organisieren. Eine Schwäche der Bewegung ist jedoch ihr
scheinbar „unpolitischer“ Protest. Die Ablehnung der bürgerlichen Politik der
großen Parteien darf nicht zur Folge haben, die Entwicklung einer eigenen
politischen Perspektive zu verleugnen. Aber auch der pazifistische Charakter
der Bewegung ist eine große Gefahr, wie man unschwer bei den Angriffen
der Polizei in den vergangenen Tagen sehen konnte. Hinzu kommt, dass die
großen  Gewerkschaften  und  die  organisierte  Arbeiterklasse  nicht  in  die
Bewegung eingebunden zu sein scheinen. Für Revolutionäre ist  es daher
momentan extrem wichtig die Isolierung der Bewegung zu bekämpfen, aber
vor allem eine Perspektive für die kommende Zeit zu geben. Sie müssen die
berechtigten Forderungen nach mehr Demokratie aufgreifen und zugleich
aufzeigen, dass der Kapitalismus nicht dazu in der Lage ist diese umzusetzen.



Die Proteste müssen daher auch mit der dahinterstehenden Klassenfrage und
einer proletarischen Krisenlösung verbunden werden.

Der Fall  Chodorkowski  und die
Heuchelei  der  westlichen
Medien
 Januar 2011

 

Der ehemalige Yukos Oil Besitzer Chodorkowski wurde, zusammen mit dem
ehemaligen

Co  Eigentümer  Lebedew,  wiederum  vom  russischen  Staat  verurteilt.
Während beide im Jahr 2003 wegen Steuerhinterziehung beim Ölverkauf
verurteilt wurden, stellt die letzte Verurteilung fest,

dass beide das Öl auch gestohlen haben. Chodorkowski gehörte zu den Öl
Magnaten, welche nach dem Ende der UdSSR sich bereichern konnten und in
Absprache mit der Kreml Bürokratie das Land

plünderten  und  gerade  die  reichen  Rohstoffvorkommen  untereinander
aufteilten. Chodorkowski sprach selber mal „von einer wilden Zeit Anfang
der 90ziger Jahre, in der alles möglich war“. Allerdings war alles möglich für
den Teil der ehemals stalinistischen Bürokratie (Chodorkowski

selbst war höherer Jugendfunktionär), der die neue Bourgeoisie des Staat
Russlands darstellen sollte.  Während gleichzeitig  die  breiten Massen des
russischen  Volkes  in  Armut  vegetieren,  konnten  Chodorkowski,
Abramowitsch oder der staatliche „GAZPROM“ Konzern die Ressourcen des
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Landes privatisieren und sich den Profit daraus aneignen.

 

Dass Ministerpräsident Putin dies bei Chodorkowski jetzt „Diebstahl“ nennt,
ist zwar schon richtig, aber sollte dies keineswegs darüber hinweg täuschen,
was die waren Gründe für die Verurteilung sind. Schon Ende der 90ziger war
Chodorkowski  der  Magnat,  welcher  immer  die  Öffnung  des  russischen
Marktes  für  ausländisches,  speziell  westliches  Kapital  forderte  und  über
Yukos Oil schon Planungen über den Verkauf von Teilen an Chevron z.B.
plante. Gleichzeitig unterstützte er die „liberal-demokratische“ Partei und
ähnliche Strömungen, hielt engste Kontakte zum Weißen Haus in den USA
und stellte somit gegen die Kremlbürokratie.

 

Solange  die  Hoheit  über  die  Ausbeutung  des  Landes  weiterhin  von  der
nationalistischen  Kreml  Oligarchie  ausgeübt  wird,  haben  sog.  Magnaten
keine Probleme, wenn nicht droht ihnen Sibirien. Besonders heuchlerisch
war die Reaktion der westlichen Staaten wie USA und BRD. Sie sahen in der
Verurteilung des „Demokraten“ Chodorkowski einen politischen Prozess, in
dem der russische „Rechtsstaat“ geschwächt würde. Sicherlich war es ein
politischer  Prozess,  denn  in  jedem  kapitalistischen  Staat  ist  die  Justiz
politisch,  schließlich  sichert  die  nationale  Justiz  das  „Recht“  auf
Privateigentum, Profitaneignung und Gewaltmonopol für jeden Staat. Sich in
diesem Prozess für eine „Seite“ auszusprechen würde heißen für einen Teil
der  russischen  Oligarchie  Partei  zu  ergreifen,  dies  ist  für  uns  keine
Alternative.

 

Die Kritik der westlichen Staaten hat daher nichts mit Menschenrechten oder
unabhängiger Justiz zu tun, hier soll nur der Teil der Oligarchie unterstützt
werden,  der  die  Interessen  des  Westens  umsetzen  will.  An  den  sog.
„Rechtsstaat“ zu appellieren ist der reine Hohn — die USA betreiben seit
2001  ein  Gefangenenlager  ohne  jegliche  juristische  Grundlage  in
Guantanamo  und  die  NATO  Partner  helfen  mit  illegalen  Gefangenen



Transporten, Zwischenlagern usw. Gleichzeitig betreiben alle kapitalistischen
Staaten eine massive Verschärfung der inneren Sicherheit, jagen

ein  neues  „Anti  Terror  Gesetz“  nach  dem anderen  durch,  stellen  ganze
Bevölkerungsgruppen

unter Generalverdacht und observieren jeden möglichen politischen Gegner.

 

Für uns, als kommunistische Jugendorganisation, sollen alle Magnaten und
Besitzenden vom ihrem Besitz enteignet werden, durch eine proletarische
Revolution sollen alle die Möglichkeit haben am gesellschaftlichen Reichtum
teilzuhaben.  Nichtsdestotrotz  kämpfen  wir  aber  auch  für  demokratische
Rechte. Uns ist bewusst auf welcher Seite die Justiz im Kapitalismus steht.
Gerade deshalb bekämpfen wir rassistische,  politische und Klassen-Justiz.
Für die ehemals besitzende Klasse

würden wir die gleiche Arbeit zu den gleichen Bedingungen vorsehen, wie
für die Arbeiterklasse. Die ehemals herrschende Klasse hat lange Zeit auf
Kosten anderer gelebt, die Massen ausgebeutet und keinen einzigen Beitrag
geleistet. Wirklich „gerechte“ Bestrafung würde vorsehen diese Klasse zu
enteignen und sie arbeiten zu lassen.


